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Öffentliche hörung des Ausschusses fOr Familie, Kinder und 
Jugend am onnerstag; den'27.0$.2012 . ' 
-Stellung na me aus ~er ,SiC?ht der' Stadt Gelsenkil't?hen 

Sehr,geehrt :Dameo.und Herren, 

als Anlage tibersende' 'ich Ihnen' die Ste,lIungnahme der Stadt 
Getsenkirch n zum Geseilentwuli der Landesregierungj Druck~.~che 
~,6J128'"Ge atz zur Regelung des Kostenausgle,ichs für Aufgaben qer 
öffentlicher:' ugendhilfe". ' 

Weiter-möc te ich, darauf hinweisen" dass ich fälschlichsrwe!ss als 
'wortführend rVertreter-beoanntworden bin.' . . . 
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. Altons Wissrrrnn " , " , 
, L~iter d,e~ ,R~rerates Erziehung und l3ildung der Stadt GeIsent<irchen 

'gt. 
[GeKita1 

~""'ctfr H· hm)l~'l 
t:lIJdNt:.J!.l\::=>li\ .. tr~m1(lq 

, Arhörung des A~ascbuS$es für Familien, K'inder und J~gend 
, B~lastungs~nisgleichg&Set2,,' 

Fraganka,talog: 

Zu 1: 

Nicht, in ;allen Belangen. ,Hie~ür si"? :die, ,herlilngezogenen ,Kriterien der 
'BereChm!.IO~grundlagen zU allgemein gehalten. , ' " 

~u2:. ' 

Diese sind problematisch und' berücksichtigen: nicht dIe Trägerstrllktur dar jeweiligen , 
Kommune. " ' " ' , , ,', 
Sowohl be den Betriebskosten, wie auch ~ej' den lnvestltionskos1en, wird von zu 
niedrigen' , ertem ausgegangen. Die pauschale Erhöhung'der landesförderung pei U 3 
Plätzen 'na h' dem KiBiz' richtet sich nach landesweiten 'Ourchschnittswerten, Diese 
R.ege,lung evorzugt 'Kommunen, die einen, überdurctis~hnittlich "hohen Anteil,: von 

, Einrichtun i~ frejer Tiägerschaft haben.', ' ' ' 
• • • . • • • • "t"'" ',: 

'Nach Ber chnung des Belastungsausgleichgesetzes, beträgt d~r durchschnittliche 
Landelszus huss 36 %. ' , 

Im Rabma~ des .Belas~ungsau~gleich~s erhöht sich dieser AnteH, bei U. $ 'Plätzen um 
19,96, % a theoretis~h 54,96 ~o'" " " , " 

. -' " .... . . 

Tatsachlic steigt der Landeszuschv~.fnr U'3 Plä~e b~i kirchlichEm Trägern von 3615% ' 
aUf 56,46°0, bei, an~ereti, kleinen Trägem 'yon 36% auf 55,9\3% und bei Elterninitiativen 
vor,38,5°/c 'auf 58;46%. " , ,', ' 

'Bei U 3 P -flen in städtischar .Tr,ägerschaft,erh9ht sich, 4er Zuschuss'hingegen nur von 
30% auf 4 96%. " ' ,'" ',' " , 

Kommun n ' lJlit einem hohen Anteil 'an 'städtischen' Tageseinrictatungen '(wie 
Gelsenkir h~n) eneichf:losomlt eine deutlich niedrigere ZUSChuSSQuote. " ' 

. '. . . 

Weiterhin wird eine "durchschnittlicne" Refinanzierung, aus Elternbeiträgen in Höhe von, 
17~5% d~ B~triebs~osten zugrunde gelegt " ' 

'Gefsenki hen ,errei,cht hingegen,trotiVerbesser.UI;g aus demBeitragsdeflZitausgleich~ 
'lediglich' ine Quote von ~. 11 %. " ',' 



Es erlolgt, also eine Bevorzugung' von Komm u ne,n mit, "wöhlhabenderu 

Bevölkerung struktl!r. 

Bei, den Durchschriittswerten ' der, Investitionskosten orientiert sich" das 
rBelastungsa sgleichgesetz an den' Zlir'Q.ckliegend ermitteltem. Kosten. Diese': bei!.lhalten 
aber eine, elzahl von '"gOnstig" geschaffenen Plätzen im Bestand. Darüber hinaus 
werden die rheblicoen Kosten der (zwangsweise) mitgeschaffenenPlätzß für über 
dreijährige' 'nder nicht berücksichtigt. Gerade hie~ wird es,' im, Rahmen der 
erforderliche' Ne'ubal!projekte .. zu einer ,Kost~nexplosio,n kommen. , .. 

'.' " 

,Im Vorfeld des _ Gesetzentwurfes wurden durch den Städtetäg die Belange der 
Kommunen eingebracht. _Insgesamt ist ein Konsens der ,Int~re~sen anzu,streben, der 
'spwohl für as, Land -finatlzi~rbar, ist und gleichzeitig die Kommunen In die Lage' 
ver~~tzt, di gesetzllcl)en Aufgaben zu silanen. Selbst wenn der bestehende 
Gesetzesen rf diese Interessen im Bereich der Betriebskosten insgesamt als noch· 
akzeptable id,erspiegelt, muss es im., Bereich de~ zu erwartenden lnvestitionsaufgaben 
als eher nh;; t ausreichend angesehen werdel'l. ' - , 

Zu 4: ' ' 

Siehe-Probt atik:zu 2; 'I 

Ein erste~ h.ritt wäre die dringend notwendige Gleichstellung aller Träger bei d~r·Höhe 
der zu gew 'hrenden Landeszuschüsse. Die Benachteiligung der kOrrlirlunalen Träger, 
die sich au fund 'der Verpfli~htung zur Erfüllung des' Rechtsanspruches nicht aus dar-
Kinderbet ung zurQckziehen können, ist n_icht akzeptabel. ' 

Die finanZi;uen Auswirkungen a~f ,das Land (Wie ,auch fOr die KommunEm) erschein,an 
erheblich. nsbesondare bei BerUcksichtig,ung der T~tsache, dass,im 'großstädtischen, 
Bereich eh r 'von einer U 3 Versorgungsquote von 40 % ausg,egang'en werden rnuss~ , . .' . 

Zu 6: 

,Dies erSC~int yöllig lmreallstlsc!"!. Bei den nach 2013/2014-folgenden SteigerUngsra.ten 
. handelt es sich lediglich um die jahrliehe Pauschalenanh,ebung um 1,5 %' nach § '1'9 
Abs. 2 Ki iz. Dies setzt voraus, dass ab diesem Zeitpunkt keine weiteren U,3 PlätZe 
mehr gesc affen werden. . . 

, . 

Es - \s~ _ ~ 'vermut~n, dass, eine sU!rkere, finanzielle Bet~lIigung- durch einen' 
,Belastung ausgleich Qereits ab 2008 zu einem deutlic~ schnelleren Ausbau vo'n U' 3 
-Plätzen 9 ührt hätte: ' ' 



Das kommt arauf ~n, 'mit welcher In~ntion, das Gesetz uberprQft Werden soll, Im 
Hinblick auf inen, aus kommunaler Sicht zu erwartenden, höheren Bedarf wäre eine 
frDhzeltige . berprüfung grundsätzlich zu begrüßen" Aufgrund der bestehenden 
'Zeitknapphe' bis zum ~intritt.,des Rechtsanspruches am '01 :08.2013 und' der damit 
verbundenen Schwierigkeiten ,die erforderlichen PlatZe zu schaffen, darf Insgesamt aber 
b~z:weifelt en I dass eine Überprüf~ng bereits im Jahr 2013 sinnvoll ,ist~ 

Zu 9: 

Insbesonder bei' Kommunen mit, Haushaltssicherungsktmzept dUrfte es SChwierig sein, 
die . Zahlun an des Belastungsausgteichsg~setzes nicht in, die allgemeine 
Haushallsde 'kung einfließen zu lassen. Die is.t unter dem Aspekt \lerständlich. dass der 
Haushalt in 'en Jahren zuvor a~ch überproPQrtional durch die frtihkinqliche Bildung, 
belastet wur e: . " 

Zu 10: 

GrundsätzH könnte es dazu führen, dass finanziell besser gestellte Kommunen z. ,B.' 
über ein zus 'tzliches beitragsfreies Kindergartenjahr nachdenken. 

'Da freie'T ger vom Belastungsausgleiphgesetz nicht partizipieren, könnten diese von 
. Kommunen erlangen, zukUnftig ein'en solchen zu leisten, bzw. falls einer geleistet wird; 
ctiesen zu e öhen..· . 

tu 11: 

Der Belast ngsausgleich hat keine unmittelt,aren Auswirkungen auf die personelJe 
Sit~ation n' den Tageseinrichtungen. Ob ·kommu'nale Träget die höheren 
Landeszus hüssezu einer Verbesserung des PersQnalschlüssels nutzen, ist eher· nicht 
zu· ver uten. Das Gesamtbudget i:ter Kindpauschalen . und .. der 
Mindestper onalschlüsSel werden' durch das Belastungsausgleichgesetz nicht 
verändert. ediglich die Kostenanteile verschieben sich. ' 

,"u 12: 

,Durch die~erhÖhten. Ausglelchszahlun9.endes Landes ~erden bisher hier gebundene, 
kommunal Mittel 'für andere Zwecke frei. Ob diese' auch für andere Zwecke der 
öffentliche Jugendhilfe verwendet werden, muss bezweifelt werd~n,' . 

Zy 13,.;. 

,Die Berei he können grundsätzlich nicht getrennt voneinander gesehen 'werden, da 
direkte F Jgezusammenh'änge be~tehen. Primar ist in der aktuellen Situation aber die 
Schaffun neuer' Plätze vordringlich und somit ein adäquater Au~gleich" bei den 
Investiti6 kosten. ' 



Zu 14; 

. Eine kooper~ive NU~l,Jng von Gebä~den· ist grundSätzlich denkber, soweit .keine: 
ßeeinträchtig ngen des Kinderbetre~ung$bet~iebe$' damit verbunden ist und' wird in GE 
auch schon p aktiziert. (Bei~piel Rh~ini$che Straße). . 

. . 


